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Zentrale Forderungen zum „Grünen Pakt“ 

Ländliche Entwicklung 2007 – 2013

Stand: 23.11.2006

Präambel

Die folgenden Forderungen von Umweltdachverband, BirdLife Österreich und WWF Österreich basieren ausschließlich auf Vorgaben und Zielen der Europäischen Union (VO Ländliche Entwicklung, strategische Leitlinien für LE 07-13, Vogelschutz- und FFH-Richtlinie, Göteborg-Ziel) sowie auf Ergebnissen der Halbzeit-Evaluierung. Damit wird auch den österreichischen Naturschutzanliegen weitgehend Rechnung getragen.

Natura 2000 und das Göteborgziel (Stopp des Biodiversitätsverlusts bis 2010) sind nationale Aufgaben und Verpflichtungen. Richtwert für die Umsetzung von Natura 2000 ist der nach Brüssel gemeldete Finanzierungsbedarf von 180 Mio. €. In Österreich existieren jedoch neben den Mitteln aus LE 07-13 weder andere nennenswerten Mittel noch ein Finanzierungs-„Masterplan“ (eine Zusammenschau der lukrierbaren Länder- und Bundesmittel für Natura 2000). Gerade für Natura 2000 ergibt sich auf Grundlage des Art. 17 B-VG in Verbindung mit den Bestimmungen der RL 92/43/EWG für den Bund eine Handlungsverpflichtung im Bereich der Finanzierung.

LE 07-13 muss einen angemessenen Beitrag zur Umsetzung von Natura 2000 und des Göteborgziels 2010 leisten.

Ein angemessener Beitrag ist ausschließlich danach zu bewerten, ob von den Biodiversitätszielen ableitbare quantifizierbare Ziele erreicht werden können (z. B. günstiger Erhaltungszustand relevanter Schutzgüter, „farmland bird index“; Biodiversitäts-Monitoring). 

Trotz einiger Verbesserungen bei den Maßnahmen (z. B. 5 %-Regel bei Biolandbau, Pflege von Bodengesundungsflächen, Naturschutz-Datenbank, Rot-Gelb-Blau-Flächenkonzept) wurden die Empfehlungen der Halbzeit-Evaluierung bei weitem nicht genügend berücksichtigt. Eine Berücksichtigung des gestiegenen Handlungsbedarfs (der „steigenden gesellschaftlichen Nachfrage nach Umweltdienstleitungen“ = Ziel des ÖPUL) etwa durch höhere angestrebte Akzeptanzen der wirksamsten Maßnahmen des ÖPUL ist nicht erkennbar.
Die nationale Strategie und der vorliegende Programm-Entwurf stellen keine ausreichende Basis dar, um die Biodiversitäts-Ziele zu erreichen.

Diese Defizite sind in direktem Zusammenhang mit der völlig unzureichenden partnerschaftlichen Einbindung der Umwelt-NGOs anzusehen.

Wie der nun vorliegende letzte Programmentwurf zeigt, haben auch die bisherigen informellen Gespräche keinerlei signifikanten Verbesserungen für die Biodiversität gegenüber dem Erstentwurf gebracht. 
Umweltdachverband, WWF Österreich und BirdLife Österreich stellen daher folgende Forderungen:

Kernforderungen

1. Umsetzung der Biodiversitätsziele sichern

Von den genannten 180 Mio. sind ca. 150 Mio. € im Bereich der Ländlichen Entwicklung anzusiedeln (95 Mio. Landwirtschaft, 25 Mio. Forstwirtschaft, 30 Mio. anderes). 

· mindestens 100 Mio. € jährlich für Naturschutz

· Zweckbindung dieser Mittel (obligate Umsetzung)

· Aufhebung des „Deckels“ für Bundesbeteiligung bei ÖPUL-Naturschutzmaßnahmen

· Massive Ausweitung der Naturschutzmaßnahmen (offensive Umsetzung)

Diese finanzielle Minimalforderung (zwei Drittel des angenommenen Bedarfs!) ist an die Voraussetzung gebunden, dass die Maßnahmen der LE 07-13 optimiert eingesetzt werden (offensive Beratung, fachliche Grundlagen und Prioritäten usw.). Diese Forderungen sind auch deshalb unumgänglich, weil seit dem ersten Programmentwurf viele Prämien bei den „horizontalen“ Maßnahmen angehoben wurden und sich dadurch der Finanzierungsspielraum weiter reduziert hat (und mögliche Akzeptanzprobleme verschärft). 

Es ist zudem noch darauf hinzuweisen, dass die aus dem ÖPUL für  Naturschutz tatsächlich aufzuwendenden Beträge wesentlich niedriger zu beziffern sind. Aufgrund des österreichischen Modells würden in der Praxis die betreffenden Flächen jedenfalls an einer horizontalen Maßnahme teilnehmen; Naturschutz-Maßnahmen sind de facto also ein „top-up“, die tatsächlichen Kosten für Naturschutz betragen wohl nur etwa ein Drittel der dem Naturschutz zugerechneten Beträge!

2. ÖPUL-Naturschutz-Prämien müssen konkurrenzfähig sein

Für eine erfolgreiche und flächenmäßig ausreichende Umsetzung von Naturschutzmaßnahmen ist eine ausreichende Akzeptanz erforderlich; Teilnahme an Naturschutz-Maßnahmen muss für Landwirte in allen Fällen eine ökonomisch zumindest gleichwertige Option darstellen. V. a. im Ackerland sind jetzt schon gravierende Akzeptanz-Probleme erkennbar; wichtigste Gründe dafür sind die massive Konkurrenz durch Biomasseproduktion (mit weit höheren Deckungsbeiträgen) und der Wegfall bisheriger Zahlungsansprüche bei Ackerstilllegungen (300 €). Bereits jetzt finden in Natura 2000-Gebieten z. T. völlig unkontrollierte Entwicklungen statt (Verluste von Habitatflächen und Offenland durch Energieholz!), die den Erhaltungszielen, dem Verschlechterungsverbot gemäß FFH-Richtlinie und den Regeln der Cross Compliance gänzlich zuwiderlaufen. Ohne rasche Lösung dieses Problems würde Landwirten in diesen Gebieten die Option Energieproduktion verwehrt werden müssen. Als problematisch könnten sich auch Obergrenzen erweisen, wenn naturschutzrelevante Optionen nicht umgesetzt werden können (z. B. Besatzreduktion im Rahmen der Teichförderung).
· Aufnahme eines Bausteins in die Naturschutz-Datenbank, der die Option Biomasse als eigene Untermaßnahme prämienmäßig berücksichtigt (Inanspruchnahme der „Vier-Sterne-Regelung“)

· Entwicklung eines Leitbilds, einer Gebietskulisse und einer abgestimmten Vorgangsweise auf fachlicher Basis zur Vermeidung negativer Effekte von Biomasse auf die Biodiversität (eine entsprechende Textpassage ist in den Programm-Notifikationsentwurf aufzunehmen)
· Anpassungen von Prämienhöhen der naturschutzrelevanten Maßnahmen (allenfalls auch der Obergrenzen) müssen bei biodiversitätsrelevanten Akzeptanzproblemen rasch vorgenommen werden (Aufgabe des Begleit-Ausschusses), z. B. Inanspruchnahme der „Vier-Sterne-Regelung“

3. Erhaltung und Pflege von Landschaftselementen im gesamten ÖPUL

Landschaftselemente haben für die Biodiversität besondere Funktionen. Da sie in den vergangenen Jahren (z. T. trotz ÖPUL-Verpflichtungen) in signifikantem Umfang vernichtet wurden – dies geschieht aktuell sogar in gesteigertem Ausmaß – , und Cross Compliance keinen ausreichenden Schutz darstellt, ist weiterhin Erhaltung und Pflege durch ÖPUL erforderlich. 
· die Erhaltung und Pflege von Landschaftselementen ist in alle ÖPUL-Maßnahmen zu integrieren

4. Stärkung und Ausweitung hoch wirksamer ÖPUL-Maßnahmen

Die flächenbezogenen Ziele des derzeitigen Programms bei den ÖPUL-Maßnahmen zeigen klar, dass die Empfehlungen der Halbzeit-Evaluierung bezüglich der Ausweitung der für Biodiversität hoch wirksamen Maßnahmen nicht (ausreichend) berücksichtigt werden und letztlich nur eine Fortführung des Bestehenden beabsichtigt ist. 

Es werden geringere Flächensummen als im ÖPUL 2000 z. B. für Silageverzicht, Steilhangmahd, eine nur geringe Ausweitung von Naturschutz-Maßnahmen (unter der nicht zutreffenden Annahme steigender Akzeptanzen im Ackerland und bei Hinzukommen des Gewässerschutzes) angestrebt; im Gegenzug werden (weitestgehend) unwirksame und problematische (Kontrollierbarkeit, fragwürdige Leistungen) Maßnahmen (Verzicht Grünland, Umweltgerechte Bewirtschaftung, Erosionsschutz, Integrierte Produktion) auf sehr hohem Niveau gehalten. Das Problem kann sich durch mögliche Akzeptanzprobleme verschärfen, da bei wenig wirksamen Maßnahmen überwiegend sogar höhere Prämien gewährt werden als im ÖPUL 2000 (z. B. der äußerst problematische Erosionsschutz Obst auf weniger geneigten (!) Flächen um +52 %, bessere Prämien für intensivere Betriebe im Grünland), bei stark wirksamen geringere (z. B. Silageverzicht -8 %, um 20 % niedrigere Obergrenzen bei Naturschutzmaßnahmen).

· Bundesweites Anbieten des Silageverzichts in allen geeigneten Gebieten

· Deutlich stärkere Ausweitung von Streuobst; Ausweitung der Steilhangmahd

5. Nutzen der Forstmaßnahmen für Biodiversität sichern

In der ablaufenden Programmperiode betrafen Fördermaßnahmen weit überwiegend Aktivitäten, die aus Sicht von Biodiversität und Landschaft äußerst problematisch zu bewerten sind (Forststraßenbau, Schutzwaldsanierung etc.), während für Naturschutzmaßnahmen nur marginale Mittel bereitstanden. Auch der vorliegende Porgrammentwurf berücksichtigt Biodiversität nur marginal bzw. enthält zahlreiche problematische Maßnahmen. 

· Forststraßen: obligatorische Berücksichtigung des Naturschutzes in geregelten gutachterlichen Verfahren; Objektschutz als klare Priorität.

· Schutzwaldsanierungen nur in Objektschutzwäldern und ohne Kahlschlagverfahren.

· Keine Erstaufforstungen auf allen (!) extensiven Grünlandflächen

· Keine Wald-Weidetrennung bei niedrigem Viehbesatz; Umwandlung von Niederwald in Hochwald nur nach Naturschutz-Prüfung

· ein finanzieller Ausgleich für Einkommensverluste und sonstige sich aus Natura 2000 ergebende Nachteile ist vorzusehen (z. B. flächige Außernutzungstellung).

· konkrete Formulierung von Biodiversitätszielen in relevanten Maßnahmen

· Bestandesumbauten und Aufforstungen nur mit standortsheimischen Baumarten.

· Sicherstellen, dass die Förderung der Biomassenutzung keine Nachteile für die Biodiversität beinhaltet

Weitere Forderungen

6. Umwelt- und Biodiversitätsleistung der biologischen Wirtschaftsweise und der „Umweltgerechten Bewirtschaftung“ sicherstellen (keine Intensivierung, keine Benachteiligung extensiver Betriebe)

Trotz gravierender Diversitäts-Defizite im Grünland formuliert die nationale Strategie als ein Ziel die „umweltkonforme Ausschöpfung der Möglichkeiten der Intensitätssteigerung in der Tierhaltung“, was auch im Programm verankert ist. Die Erhöhung der Stickstoffobergrenze auf 210 (bzw. 230 kg) N/ha (unabhängig von Ertragslage und Nutzungshäufigkeit!) beinhaltet das Potenzial zu weiterer Intensivierung bzw. Nivellierung des Grünlandes (erhöhtes Düngerniveau auch auf extensiven Flächen durch Düngerabgabe). Gegenüber dem ÖPUL 2000 bedeutet dies eine Anhebung von 2 RGVE auf rund 3 RGVE – ein Wert, der in Österreich nur von den allerintensivsten Betrieben erreicht wird. Als oberer Grenzwert für kulturbezogene Düngung gilt hingegen ausschließlich die „gute fachliche Praxis“ (maximale N-Bedarfswerte). Obwohl der aktuelle Entwurf Verbesserungen aufweist (flachere Staffelung über 0,5 RGVE/ha), erhalten extensive Betriebe (<0,5 RGVE/ha) deutlich geringere Prämien (um rund 30 %) als im ÖPUL 2000, während die intensivsten Betriebe (ab 1,2 RGVE/ha) in der Maßnahme umweltgerechte Bewirtschaftung sogar um 12% höhere Prämien erhalten.

Die Umweltleistung der Maßnahmen Biologische Wirtschaftsweise und Umweltgerechte Bewirtschaftung ist daher (trotz verbesserter N-Ermittlungsmethoden) massiv infrage gestellt, da sie de facto keinerlei nennenswerte Einschränkung bedeutet (ausschließlich für die allerintensivsten Betriebe). Positive Effekte v. a. auf Biodiversität sind deshalb nicht zu erwarten.

· Reduzierung der Obergrenze auf 160 kg N/ha

· Maximale Düngerausbringungsgrenzen müssen niedriger als die gute landwirtschaftliche Praxis liegen

· Prämien- bzw. RGVE-Staffelungen dürfen keine Intensivierungsanreize enthalten (extensive Betriebe nicht benachteiligen): Erhöhung der Prämien unter 0,5 RGVE/ha

· keine Pestizid-Anwendung auf Almen (stattdessen Förderung mechanischer Bekämpfung usw.)

7. Anpassung der Naturschutz-Auflagen – Datenbank (Anhang Q)
Die naturschutzfachlichen Hintergründe sind bei einigen Maßnahmen nicht nachvollziehbar. So fehlen naturschutzfachlich (z. B. für Natura 2000-Schutzgüter) besonders wichtige Optionen bzw. haben – aus nicht nachvollziehbaren oder akzeptablen Gründen (z. B. Kontrollaufwand) – keine Prämienrelevanz (z. B. Mahd-Optionen für Wachtelkönig!). Niedrige Akzeptanzen werden durch mangelnde Kombinierbarkeiten mit anderen Maßnahmen v. a. auf Acker besonders bei geringfügigen und gering abgegoltenen Maßnahmen erwartet (z. B. Fruchtfolge, Luzerne-Häckseln). Entsprechende Korrekturen des Maßnahmenkatalogs sind deshalb unter Einbeziehung von Experten vorzunehmen.

· sachlich begründete Anpassungen in Anhang Q müssen insbesondere bei Akzeptanzproblemen vorgenommen werden

8. Anpassungen Erosionsschutz Wein und Obst
In Weingärten ist gemäß Evaluierung ein Begrünungszeitraum von 1.11. bis 30.4. aus Umweltgründen nicht sinnvoll und aus Biodiversitätsgründen schädlich. Weiters können die Prämienhöhen (Begrünung, Mulchen) nicht nachvollzogen werden (auch weil gleich hoch wie zuvor) und sind zu revidieren. Erosionsschutzmaßnahmen im Obstbau erscheinen insbesondere angesichts der hohen (gegenüber ÖPUL 2000 stark erhöhten) Prämien (vgl. analoge Maßnahmen in Anhang Q!) kaum argumentierbar; sie können grundsätzlich als GLÖZ gesehen werden.

· der Begrünungszeitraum von 1.11. bis 30.4. in Weingärten ist zu streichen

· die Prämien für Erosionsschutzmaßnahmen im Obstbau sind zu revidieren

9. Biosphärenparks, Naturparks und Welterbe-Gebiete

Im Unterschied zu den Nationalparks sind Naturparks, UNESCO-Welterbegebiete und Biosphärenparks eklatant unterdotiert. 

· UNESCO-Welterbegebiete, die einen Naturraumanteil aufweisen (Hallstatt-Dachstein/Salzkammergut, Wachau und Semmering), sind bei der Maßnahme „Erhaltung und Verbesserung des ländlichen Erbes – Naturschutz“ zu ergänzen

· Alle Projekttypen bei den Biosphärenparks, Naturparks und Welterbegebiete sind entsprechend den Nationalparks auch unter Beteiligung des Bundes zu finanzieren

10. Almen (Wegebau)
Wegen negativer Auswirkungen auf Landschaft und Biodiversität sind Almwege nicht durch die Ländliche Entwicklung zu fördern. Vielmehr sollten Bewirtschaftungserschwernisse durch den Verzicht auf die straßenmäßige Erschließung kompensiert und alternative Maßnahmen (Einsetzung eines gemeinsamen Halters, Anlage reiner Viehtriebswege mit einer max. Breite von 1,5 m etc.) gefördert werden..

· Klärung des Begriffes „Wege zur inneren Erschließung“: Zufahrtswege sind keinesfalls zu fördern

11. Wasserrahmenrichtlinie
Für den Bereich der Wasserrahmenrichtlinie ergibt sich auch die Verpflichtung zur Umsetzung von Maßnahmen und deren Finanzierung durch den ELER Art. 38. VO (EG) Nr. 1698/2005 sieht dies ausdrücklich vor.

· Einbeziehung von Maßnahmenflächen nach RL 2006/60/EG in die Förderkulisse der Maßnahme M213

· In Maßnahme M 323 sind im Bereich wasserbauliche und kulturtechnische Maßnahmen die Zielsetzungen der WRRL zu ergänzen

12. Evaluierung

Die Bewertung des Programms zur ländlichen Entwicklung litt bisher an finanzieller Unterdotierung, an groben Lücken (z. B. keine Studien zu den Auswirkungen der Forstmaßnahmen, bestimmter Investitionsförderungen, der Ausgleichszulage oder von Alpung und Behirtung auf die Biodiversität) sowie weitgehender Intransparenz (Kriterien für die Auswahl durchzuführender Studien und Auftragsvergabe). Vielfach entsprachen die beauftragten Studien bzw. Expertisen nicht wissenschaftlichen Standards und wurden von nicht unabhängigen bzw. weisungsungebundenen Stellen durchgeführt.

· für Bewertung und Begleitung werden mindestens 0,1% des Gesamtbudgets der Ländlichen Entwicklung bereitgestellt 

· die Durchführung von Untersuchungen und Studien hat sich am dringendsten Forschungs- bzw. Handlungsbedarf bezüglich Biodiversität und Umwelt in allen drei Schwerpunkten zu orientieren
· Die Bewertung erfolgt durch unabhängige und weisungsungebundene Stellen unter Einhaltung wissenschaftlicher Standards
· die Auftragsvergaben müssen transparent erfolgen
14. Partnerschaft

Die bisherige Einbeziehung der Umwelt- und Naturschutz-NGOs ist gänzlich unzureichend und entspricht nicht den Bestimmungen von VO 1698/2005. 

· Einbeziehung aller für die ländlichen Entwicklung relevanten Umwelt- und Naturschutz-NGOs in allen Phasen des Planungsprozesses, der Begleitung und Evaluierung, im Begleitausschuss und im Netzwerk zur Ländlichen Entwicklung
